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Beklagte und Revisionsbeklagtco

Der 2„ Senat des Bundessozialgcrichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 270 Oktober 1967 durch

Bundesrichter ' D e m i a n i

— Vositzendcr —,
Bundesrichter Dr° B a r e s e l und

Bundesrichter Dro K a i s e r ,
Bundessozialrichtcr V30 1 p e r s und

Bundessozialrichtcr T i e d t

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgcrichts Berlin vom
23° März 1965 wird aufgehoben°

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozielgericht Berlin zurück—

verwiescno
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Der Kläger bezieht wegen der Folgen einer schweren Hirnver—

letzung Rente wegen Erwerbsunfähigkeit und erhöhte Pflege—

zulagc nach dem Bundesversorgungsgesetz° Mit Schreiben vom

160 Juni 1960 beantragte er bei der Beklagten‚ ihm Verletz—

tenrente aus der gesetzlichen Unfallversicherung zu gewähren9

weil er sich am 100 August 1959 einen Arbeitsunfall zugezo—

gen habe„ An diesem Tage habe er auf seiner Dienststelle9

dem Krankenbuehlager Berlin, infolge seiner Kriegsverletzung

einen Anfall erlitten„ Seine Kollegen hätten den Anfall beo—

bachtet9 ihm aber keine Hilfe geleistet‚ sondern ihn in sei—

ner Hilflosigkeit sogar noch verspotteto Dieses Verhalten

seiner Kollegen habe zu einer längeren Erkrankung mit Arbeits»

unfähigkeit und schließlich dazu geführt? daß er vom Innen—

senator wegen dauernder Dienstunfähigkeit zum 30° September

1960 aus dem Dienstverhältnis entlassen werden seio

Die Beklagte lehnte den Entschädigungsantrag durch Bescheid

vom 260 Januar 1961 mit der Begründung ab, daß ein Arbeits—

unfall nicht vorgelegen habeo Der Kläger sei infolge des An—

falls nicht gestürzt; er habe somit keine zusätzliche Schä—

digung zu seiner Kriegsschädigungsfolge erlitteno Im Zusa„—

menhang mit dem Anfall sei auch keine Arbeitsunfähigkeit
eingetreteno

’

Das Sozialgericht (SG) Berlin hat durch Urteil vom 90 Januar
1964 die Klage aus im wesentlichen denselben Erwägungen abge—

wieseno
W

Das Landessozialgerieht (LSG) Berlin hat durch Urteil vom
230 März 1965 das Urteil des SG aufgehoben und die Sache zur
erneuten Verhandlung und Entscheidung an das SG zurüekver—
wiesen„ j __ _ '

—; '
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'Zur Begründung hat es ausgeführt:

Das erstinstanzliche Urteil leide insofern an einem wesent—

lichen Verfehrensmangel, als das SG sich mit der Frage der

Prozeßunfähigkeit des Klägers nicht befaßt habe‚ obwohl es

Anlaß gehabt habe,‘diese Prozcßvoraussetzung
zu prüfeno Beim

Kläger handele es sich um%£inen schwer Hirnverletzteno Seine.

Schriftsätze ließen starke Zweifel an seiner Prozeßfähigkeit
aufkommen; Die Fachärztin für Neurologie und Psychiatrie

—Dro S;hri:i—Nüi■t■■ habe im Gutachten vom 310 Oktober 1960,

das sich in den vom SG beigezogenen Versorgungsakten befinde9

ausgeführt9 daß der Kläger nicht in der Lage sei, Fragen

sachlich zu beantworten, er vielmehr sich in umständlichen

Erklärungen verliere und eine fortschreitende deutliche

Wesensänderung erkennen lasseo Dies rüeke die Möglichkeit

greifbar nahe, daß beim Kläger Merkmale der Geschäftsunfähig—

keit bestündenp Diese Bedenken würden noch verstärkt durch

die in den — vom SG ebenfalls beigezogenen — Personalakten

des Klägers befindliche nervenär2tliche.Äußerung des Ober—

arztes Dro B::I;ivom 120 Mai 19600 Das SG hätte deshalb

<die sich geradezu aufdrängenden Zweifel an der Prozeßfähig—

keit des Klägers von Amts wegen durch Einholung eines Gut-

achtens beheben müsseno Deshalb sei der Rechtsstreit an

die Vorinstanz unter Beachtung der nach 5 72 des Sozial—

gerichtsgesetzes (SGS) gegebenen Möglichkeiten zurückzuvcr?i$

?
weisen geweseno

‚ .,_ E

Das LSG hat die Revision nicht zugelassene

Die Prozeßbevollmächtigten des Klägers haben Revision ein—

gelegt und diese im wesentlichen wie folgt begründet: '

Das Verfahren des zweiten Rechtszuges leide an einem wesent—
liChen Mangelo Das LSG hätte, wenn es Zweifel an der Prozeß—

fähigkeit des Klägers gehabt habe‚ diese Frage selbst prüfen-

müssen; gegen einen nach seiner Auffassung nicht prozeßfä—

higen Kläger hätte es kein Urteil‚ auch kein Prozeßurteil,

erlassengdiirfen° Hätte diese Prüfung ergeben9 daß der Kläger

|
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nicht prözeßfähig sei, hätte es für eine ordnungsgemäße Ver—

tretung
des

Klägers im Berufungsverfahren Sorge tragen müs—

sen? gegebenenfalls nach 5 72 SGG„ Nach Behebung des Mangels

der Prozeßfähigkeit des Klägers sei aber für eine Zurückvcr—

weisung an das SG gemäß 5 159 Abso l Nro 2 SGG kein Raum ge—

wesen; das LSG hätte vielmehr in der Sache entscheiden müs—

sen° Dieser Mangel des Verfahrens bleibe selbst dann beste—

hen, wenn das Revisionsgericht keine Zweifel an der Prozeß—
fähigkeit des Klägers habeo Die Revision sei auch begründet,

weil das angefochtene Urteil auf dem absoluten Revisions—

grund des @ 551 Nr° 5 der Zivilprozeßerdnung (ZPO) beruheo

\ ‚ ‚ .
Die Beklagte hält das angefochtene Urteil für zutreffende

Der gerügtc wesentliche Mangel des Verfahrens — Verletzung

des 5 159 Abso l Nr° 2 SGG—liege nicht vor; das LSG habe
begründet dargetah, weshalb es eine neue Entscheidung des

SG für geboten halte° '

!f„

Der Kläger beantragt?

das Urteil des Landessozialgeriehts Berlin

vom 250 März 1965 aufzuheben und die Sache

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozislgericht zurückzuverweiseno
%?

Die Beklagte beantragt?

die Revision als unzulässig zu verwerfen‚

hilfsweise‚ 't

unter
Aufhebung

des Urteils des Lendessozisl—
gerichts-vom 230 März 1965 die Sache an das

Landessozialgericht zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung zurückzuverweiseno
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Der Umstand, daß der Kläger durch seine Prozeßbevollmächtig—

ten gegen das Urteil des LSG Revision eingelegt hat, obwohl

seine Brozeßfähigkeit nicht zweifelsfrei feststeht, macht

das Revisionsvcrfahren nicht unzulässig, Solange die Prozeß—

unfähigkeit des Klägers nicht festgestellt ist, muß der erken—

nende Senat den Kläger als prozeßfähig behandeln, kann infol—

gedessen der Rechtsstreit in der Revision durch die vom Klä—
Vger beauftragten Prozeßbevollmächtigten geführt werden (BSG 5,

176 mit Naehweiscn)o Das Revisionsgericht braucht nicht al—

lein deshalb, weil das LSG es für möglich gehalten hat, daß

der Kläger nicht prozeßfähig ist, hierüber Beweis zu erheben,

. | -. .

Die — vom Berufungsgericht nicht zugelassene — Revision ist

statthaft, weil die Prozeßbevollmäehtigten des Klägers zu

Recht einen wesentlichen Mangel des Verfahrens des Berufungs—

gerichts gerügt haben (% 162 Abs, 1 Nr° 2 SGG)°

Das LSG hat das Urteil des SG aufgehoben und den Rechtsstreit

an dieses nach 5 159 Abs, 1 Nr, 2 SGGzurückverwiesen, weil
es die Prozeßfähigkeit des Klägers bezweifelt und der Auf—

fassung ist, daß auch dem SG diese Zweifel sich hätten auf—
drängen und es sie durch Beweiserhebung hätte beseitigen müs—

sen, Die Revision rügt indessen mit Recht, daß das Berufungs»

gericht in diesem Fall gegenüber dem Kläger, der nach seiner

Ansicht im Rechtsstreit möglicherweise nicht nach den Vor—

schriften der Gesetze vertreten war (@ 551 Nr, 5 ZPO in Ver—

bindung mit @ 202 SGG), kein Urteil hätte fällen dürfen, es
zunächst vielmehr dessen Prozeßfähigkeit hätte klären müssen
(BSG 5, 176, 178)o Diese Prozeßvcraussetzung ist, wie das LSG

im angefochtenen Urteil zutreffend ausgeführt hat, in jeder

Lage des Verfahrens von Amts wegen zu prüfen (@ 71 Abs° 6 SGG,

%56 ZPO)° [

3
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Hätte diese Prüfung durch das LSG ergeben9 daß der Kläger

prezeßunfähig ist? hätte das LSG entweder nach @ 72 Abso 1

SGG oder nach @ 50 des Gesetzes über die Angelegenheiten der

Freiwilligen Gerichtsbarkeit für eine gesetzliche Vertretung

des Klägers sorgen müssen° Erst wenn dies geschehen war;

hätte das Berufungsgericht darüber befinden dürfen9 ob es

— was im allgemeinen den Vorzug verdient — in der Sache

selbst entscheiden oder nach @ 159 Abso l Nro 2 SGG ver—
fahren wollte, vielleicht um dem Kläger, falls dieser bereits

im Verfahren des ersten Rechtszuges nicht mehr prozeßfähig

war? die Gewährung des Rechtsschutzes in zwei Tatsachenin—

stanzen zu ermöglichen°
V

Der bloße Verdacht, der Kläger sei schon während des Klage—

verfahrcns prozeßunfähig gewesen‚ genügt für eine Entschei—

dung nach @ 159 Abso 1 Nr„ 2 SGG nicht() Die Zurüekverwei—

sung des Rechtsstreits an das SG wegen eines wesentlichen

Mangels des Verfahrens hätte vorausgesetzt? daß dieser Mangel

tatsächlich vorgelegen hättco Als Mangel des Verfahrens des

Erstgerichts kommt nach Sachlage nur in Frage‚ daß dieses

gegenüber einem Kläger prozediert und entschieden hat‚ der

nicht nach den Vorschriften der Gesetze vertreten war (@ 551

Nr„ 5 ZPO in Verbindung mit 5 202 SGG)° Ob dies der Fall ge—

wesen ist9 hat das Berufungsgericht indessen nicht festge-

stellte Die nicht unerheblichen Zweifel an der Prozeßfähig—

keit des Klägers9 die nach seiner Ansicht auch das SG hätte

haben müssen? reichen für eine Entscheidung nach 5 159 Abso l

Nrc 2 SGG nicht ausa

Das angefochtene Urteil war sonach aufzuhebeno Der Rechts—

streit mußte zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an
das LSG zurückverwiesen werden9 weil — ungeachtet dessen‚ ob

der Kläger prozeßfähig ist oder diese Prozeßvoraussetzung

fehlt - der erkennende Senat mangels tatsächlicher Fest—

stellungen des Berufungsgerichts nicht in der Lage wäre‚ in

der Sache zu entscheiden (@ 170 Absu 2 SGG)O
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Die Entscheidung über die außergerichtlichen Kosten des

Revisionsverfahrens bleibt dem Urteil des Berufungsge—

richts vorbehalteno
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